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Öffentliche Bekanntmachungen
Tagesordnung für die Sitzung des Rates am 
Mittwoch, 26.10.2022, 16:15 Uhr, Festsaal, 
Rathaus, Prinzipalmarkt 8-9, 48143 Münster

Öffentlicher Sitzungsteil

1. Einführung und Verpflichtung eines neuen 
Ratsmitgliedes

2. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner
3. Aktuelle Stunde
4. Eingänge und Mitteilungen
5. Anregungen gemäß § 24 der Gemeinde­

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
6. Anfragen von Ratsmitgliedern
7. Anregungen der Bezirksvertretungen
8. Anregungen des Integrationsrates
9. Anregungen der Kommunalen Senioren­

vertretung Münster
10. Anregungen des Jugendrates
11. Anregungen der Kommission zur Förderung der 

Inklusion von Menschen mit Behinderungen
12. Bestätigung des Gesamtabschlusses der Stadt 

Münster zum 31.12.2019
13. Aktualisierung der Richtlinie zum Förder­

programm „Klimafreundliche Wohngebäude 
für Münster“

14. Selbstbestimmt und diskriminierungsfrei in 
unserer Stadt leben können – ein „Aktionsplan 
LSBTIQ*“ für Münster

15. LSBTIQ* Sichtbarkeit / Regenbogenfarben im 
Stadtbild

16. Bericht zum Pilotprojekt „Bereitstellung  
kostenloser Hygieneartikel“

17. Nutzungsperspektiven der Tiefengeothermie 
für eine klimaneutrale Wärmeversorgung in 
Münster

18. Weiterentwicklung der digitalen Gremienarbeit
19. Ziele zur kommunalen Steuerung
20. Vergütung von Praktika
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21. Antrag an den Rat Nr. A-R/0091/2021 „Investi­
tionsprogramm realistischer gestalten“ - Ge­
meinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe VOLT im Rat der Stadt Münster

22. Westfälische Bauindustrie (WBI): Novellierung 
des Gesellschaftsvertrages

23. Anpassung des Gesellschaftsvertrags und der 
Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der 
Wirtschaftsförderung Münster GmbH (WFM)

24. Überplanmäßige Mittelbereitstellung im  
Haushaltsjahr 2022

25. Verfahren zur Gewährung von Zuschüssen im 
Haushaltsplanentwurf 2023

26. Betrauungsakt der Stadt Münster für die 
Wohn- und Stadtbau GmbH, Steinfurter Str. 60, 
48149 Münster als Käuferin eines Grundstücks 
der KonvOY GmbH

27. Wohnbaulandentwicklung bis zum Jahr 2030 – 
Fortschreibung des Baulandprogramms

28. Richtlinie der Stadt Münster zur Verwendung 
der Mittel gem. § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW
(ÖPNV-Pauschale) 
hier: Verlängerung der Gültigkeit und Vorrang 
alternativer Antriebstechniken

29. Innenstadt stärken: MikroKiez Martiniviertel, 
Förderantrag und Planungen zum Landes­
wettbewerb Zukunft StadtRaum

30. Urbanes Grün als Ressource für Mensch und 
Umwelt - blaue und grüne Infrastrukturen für 
eine klimaresiliente und lebenswerte Stadt. 
Grundsatzbeschluss (Antrag der CDU-Fraktion 
Nr.: A-R/0034/2021)

31. Verfahrensstand zum Ausbau des städtischen 
Stadions an der Hammer Straße – Einsetzbares 
Budget und Reihenfolge der Module sowie 
Berücksichtigung von Preis und Wirtschaftlich­
keit im TÜ-Verfahren

32. Neuregelung der Nutzungs- und Eigentumsver­
hältnisse der Buchbinderwerkstatt im Adolph-
Kolping-Berufskolleg

33. Kommunaler Digitalpakt: Ertüchtigung der IT-
Infrastruktur der Schulen, die nicht im Förder­
programm DigitalPakt Schule berücksichtwigt 
wurden

34. Absichtserklärung zur Verlagerung des Johann-
Conrad-Schlaun Gymnasiums nach Angelmodde

35. Anpassung der Entgeltordnungen des Kap.8 im 
Bürgerhaus Kinderhaus und des Begegnungs­
zentrums Meerwiese in Coerde an neue steuer­
rechtliche Rahmenbedingungen

36. Umnutzung einer Flüchtlingseinrichtung zu  
einer Wohnungsloseneinrichtung an der  
Marie-Curie-Straße 3 - 3e im Stadtteil Hiltrup

37. Bericht des Stadtarchivs zu den Plänen für die 
Einweihung der Informations-Stele am Train-
Denkmal und zur Aufarbeitung der kolonialen 
Geschichte der Stadt

38. Kommunaler Pflegebedarfsplan 2022-2025
39. Landschaftsplan Roxeler Riedel - Änderung 

Bereichsfestsetzungen
1.	 Beschluss über die Stellungnahmen aus der 

beschränkten Offenlegung
2.	 Satzungsbeschluss
3.	 Beschluss zur Realisierung von Festsetzun­

gen (Anpflanzungen) als Ausgleichsmaß­
nahme

40. Sanierung Prinzipalmarkt 5 - Baubeschluss
41. Bauleitplanung
41.1. Stadtbezirk Münster-Mitte
41.1.1. 104. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Münster im Stadtbezirk Münster-Mitte 
im Stadtteil Pluggendorf im Bereich Weseler 
Straße / Kolde-Ring
[Klosterareal Pluggendorf - Ehemalige Fried­
richsburg]
1.	 Beschluss über die Stellungnahmen
2.	 Abschließender Beschluss

41.2. Stadtbezirk Münster-West
41.2.1. Bebauungsplan Nr. 621: Nienberge - Vögeding­

platz / Alhardstraße 
[Feuerwehrstandort]
1.	 Beschluss über die Stellungnahmen
2.	 Satzungsbeschluss

42. Anträge von Ratsmitgliedern nach § 3 Abs. 1 
der Geschäftsordnung des Rates (sofortige 
Beschlussfassung)

42.1. Zwischennutzung des Gasometers
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion, der Inter­
nationalen Fraktion Die PARTEI/ÖDP und der 
Ratsgruppe Volt

42.2. Kommunaler Maßnahmenplan zur Verhinde­
rung von Energiearmut
Antrag der DIE LINKE. Ratsfraktion Münster

42.3. Resolution des Rates der Stadt Münster  
Nachhaltige Finanzierung für die Münsterland 
S-Bahn sicherstellen
Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL und der 
SPD-Fraktion

43. Anträge von Ratsmitgliedern nach § 3 Abs. 2 
der Geschäftsordnung des Rates

43.1. Sammelboxen für Pfandflaschen neben Müll­
eimern installieren
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Betriebsausschuss  
Abfallwirtschaftsbetriebe Münster

43.2. Den Bäderbetrieb endlich mit mehr Kundeno­
rientierung weiterentwickeln
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Sportausschuss
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43.3. Wohlige Wärme aus der Tiefe – unerschöpflich 
und klimaneutral - Münster wird Stadt der 
Tiefen Geothermie
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Umwelt­
schutz, Klimaschutz und Bauwesen

43.4. Mehr Aufenthaltsqualität am Alten Steinweg
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

43.5. Parkplatzflächen auf dem Messegelände für die 
Energiegewinnung nutzen – ein Solar Carport 
installieren
Antrag der CDU-Fraktion
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

43.6. Raumsituation des Drogenhilfezentrums IN­
DRO e. V. im Quartier Bremer Platz deutlich 
verbessern - Prüfauftrag
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Kinder, 
Jugendliche und Familien

43.7. Fachkräfte für Münster – ein International  
Professionals Office einrichten
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

43.8. Controlling bezüglich Kosten für Bau und  
Anmietung verbessern
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Wohnen, 
Liegenschaften, Finanzen und Wirtschaft

43.9. Pilotprojekt Ausbildungswerkstatt – Ausbil­
dung im Konzern Stadt Münster stärken und 
Mitarbeitende entlasten
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Ausschuss für Personal, 
Digitalisierung, Organisation, Sicherheit und 
Ordnung

43.10. Die Zukunft der Wärme liegt in den Erneuer­
baren Energien: Fernwärmesatzung für eine 
sichere und klimaneutrale Energieversorgung 
in Münster
Gemeinsamer Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen/GAL, der SPD-Fraktion und der 
Ratsgruppe Volt
Verweisungsvorschlag: Hauptausschuss

44. Umbesetzungen in Ausschüssen des Rates und 
sonstigen Gremien

45. Bestellung von Vertretungen der Stadt Müns­
ter in den Ausschuss des Wasser- und Bo­
denverbandes IV Havixbeck-Roxel sowie den 
Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
Münster-Südost

46. Verschiedenes

Nichtöffentlicher Sitzungsteil

1. Eingänge und Mitteilungen
2. Personalangelegenheiten
2.1. Personalangelegenheit: Kaufmännische Be­

triebsleitung der Abfallwirtschaftsbetriebe 
Münster (AWM)

2.2. Leitung (m/w/d) Amt für Mobilität und Tiefbau
2.3. Betriebsleitung (m/w/d) citeq
2.4. Leitung (m/w/d) Villa ten Hompel
3. Abschluss eines neuen Pachtvertrages, Prinzi­

palmarkt, 48143 Münster (Stadtbezirk Mitte)
4. Verschiedenes

Münster, den 20. Oktober 2022
Der Oberbürgermeister
Markus Lewe

Widmung von Straßen nach dem Straßen- 
und Wegegesetz NRW

Übersichtsplan Nr. 1
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Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz NRW wird das 
im Eigentum der Stadt Münster stehende Teilstück der 
Straße Derkskamp von Hausnummer 86 bis Hausnum­
mer 108 dem öffentlichen Straßenverkehr gewidmet:
Die Widmung bezieht sich auf die Straßenfläche, die 
im Übersichtsplan Nr. 1 dargestellt ist. Der Übersichts­
plan ist Bestandteil dieser Widmungsverfügung. Die 
Straße wird als Gemeindestraße eingestuft. 
Gegen diese Widmung ist die Klage zulässig. Die Klage 
kann innerhalb eines Monats vom Tag dieser Bekannt­
machung an beim Verwaltungsgericht in Münster 
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043 Münster / Haus­
anschrift: Piusallee 38, 48145 Münster) schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts­
stelle erhoben werden. Die Klage kann auch elektro­
nisch und mit qualifizierter elektronischer Signatur 
über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungs­
postfach (EGVP) beim Verwaltungsgericht Münster 
eingereicht werden.
 Die Anforderungen an den elektronischen Rechtsver­
kehr sind in der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen vom 
7.11.2012 in der aktuellen Fassung geregelt.

Münster, den 30. September 2022
Der Oberbürgermeister 
I. V.
Robin Denstorff 
Stadtbaurat

Wasserverband Amelsbüren-Hiltrup 
Wasserschau an den Fließgewässern sons-
tiger Ordnung im Wasserverbandsgebiet 
Amelsbüren – Hiltrup

 Der Wasserverband Amelsbüren - Hiltrup in Münster 
kündigt hiermit nach § 5 der Verbandssatzung vom 
22.Februar 2012 die Durchführung der diesjährigen 
Wasserschau an den Gewässern im Verbandsgebiet an.
Termin: Freitag 25.11.2022, 9 Uhr
Treffpunkt: Parkplatz Davertstraße in Amelsbüren
 
Es wird besonders auf die Einhaltung von aktuell gülti­
gen Regeln zum Schutz vor Covid-19 hingewiesen. 
Die Gewässerschau endet ca. 13 Uhr.
  
Münster, den 6. Oktober 2022
Aloys Mönninghoff
Verbandsvorsteher 
Wasserverband
Amelsbüren-Hiltrup

Widmung von Straßen nach dem Straßen- 
und Wegegesetz NRW

 

Übersichtsplan Nr. 2 

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz NRW werden 
folgende Verkehrsflächen dem öffentlichen Straßen­
verkehr gewidmet:
Das Teilstück der Straße Egelshove abzweigend bei 
Hausnummer 16 bis zum Wendehammer bei Hausnum­
mer 26. Das Grundstück auf dem dieses Straßenstück 
liegt ist durch Verzichtserklärung der Eigentümer her­
renlos geworden. Die Stadt Münster übernimmt mit 
dieser Widmung die Straßenbaulast für dieses Teilstück 
und wird auch das Eigentum an der Straße erwerben. 
Der Vorholtweg abzweigend vom Dingbängerweg bis 
zum Dingbängerweg einschließlich der drei kurzen 
Stichstraßen. Der Vorholtweg war schon vor 1962 im 
Eigentum und in der Straßenbaulast der Stadt Münster 
und wird erstmals formell gewidmet.
Die Widmungen beziehen sich auf die Straßenflächen, 
die im Übersichtsplan Nr. 2 dargestellt sind. Der Über­
sichtsplan ist Bestandteil dieser Widmungsverfügung. 
Die Straßen werden als Gemeindestraßen eingestuft. 
Gegen diese Widmung ist die Klage zulässig. Die Klage 
kann innerhalb eines Monats vom Tag dieser Bekannt­
machung an beim Verwaltungsgericht in Münster 
(Postanschrift: Postfach 8048, 48043 Münster / Hausan­
schrift: Piusallee 38, 48145 Münster) schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
erhoben werden. Die Klage kann auch elektronisch und 
mit qualifizierter elektronischer Signatur über das Elek­
tronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) 
beim Verwaltungsgericht Münster eingereicht werden. 
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Die Anforderungen an den elektronischen Rechtsver-
kehr sind in der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen vom 
7.11.2012 in der aktuellen Fassung geregelt.

Münster, den 30. September 2022
Der Oberbürgermeister
I. V.
Robin Denstorff
Stadtbaurat

Tierseuchenbehördliche Allgemeinver­
fügung Nr. 1 zum Schutz gegen die Geflügel­
pest bei Nutzgeflügel

Auf der Grundlage der Art. 60 – 71 der VO (EU) 
2016/429 i. V. m. Art. 11 – 67 der VO (EU) 2020/687 i. V. 
m. § 18 - 33 der GeflPestSchV werden nachstehende
Maßnahmen bekannt gegeben und verfügt:
1. Es wird der Ausbruch der hochpathogenen Geflü-

gelpest in Stadt Münster am 17.10.2022 amtlich
festgestellt.

2. Um den Seuchenbestand wird eine Schutzzone
(früher „Sperrbezirk“) mit einem Radius von min-
destens drei Kilometern festgelegt. Die Schutzzone
ist in dem folgenden Kartenausschnitt mit folgen-
den Grenzen dargestellt:

Übersichtsplan Nr. 3 

3. Außerdem wird um den Seuchenbestand eine
Überwachungszone (früher „Beobachtungsgebiet“)
mit einem Radius von mindestens zehn Kilome-
ter festgelegt. Die Überwachungszone ist in dem
folgenden Kartenausschnitt mit folgenden Grenzen
dargestellt:

Übersichtsplan Nr. 4 
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4.	 Gleichzeitig werden die nachstehenden Seuchen-
bekämpfungsmaßnahmen angeordnet.

5.	 Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird 
angeordnet, soweit nicht bereits kraft Gesetzes die 
aufschiebende Wirkung aufgehoben ist.

6.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft und gilt so lange, bis ich 
sie wieder aufhebe.

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zu Nr. 4
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1.	 Anzeigepflicht: Tierhaltende Betriebe haben dem Veterinäramt unverzüglich die Anzahl der 
gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und der verendeten 
gehaltenen Vögel, sowie jede Änderung anzuzeigen. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 5 und § 27 Abs. 3 GeflPestSchV) 

x x

2.	 Beförderungsverbot: Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausgenommen 
auf betrieblichen Wegen, dürfen gehaltene Vögel, Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel 
nicht befördert werden. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 5 GeflPestSchV)

x -

3.	 Beförderungsverbot: Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer Schlacht-
stätte, einem Zerlegebetrieb oder einem Kühlhaus ist verboten. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 3 GeflPestSchV) 

x -

4. Verbringungsverbot: Folgende Tiere und Erzeugnisse dürfen nicht in oder aus einem Be-
stand verbracht werden:

 - Vögel, x x

 - Fleisch von Geflügel und Federwild, x x

 - Eier, x x

 - sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte, die von Geflügel und Federwild 
stammen,

x x

 - Futtermittel. x x

Ausgenommen hiervon sind 
 - Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als sichere Waren gelten. Als sicher gelten die Wa-

ren nach Anhang VII der VO (EU) 2020/687, das sind insbesondere Fleisch und Milch, die 
in bestimmter Weise behandelt wurden. Einzelheiten können beim Veterinäramt erfragt 
werden.

 - Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die der einer Behandlung nach Anhang VII der VO (EU) 
2020/687 unterzogen wurden, das sind bestimmte Wärmebehandlungsverfahren.

 - Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante Materialien, die vor Beginn der Seuche, d. h. 
vor dem 14.10.2022 gewonnen oder erzeugt wurden.

 - Erzeugnisse, die in der Schutzzone hergestellt wurden und von Vögeln gewonnen wur-
den, die außerhalb der Schutzzone gehalten wurden.

 - Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeugnisse.

x x

5.	 Absonderung zum Schutz vor dem Kontakt mit Wildvögeln und Einträgen/ Aufstallungsge-
bot: Wer Vögel (Hühner, Truthühner, Perlhühner, Enten, Gänse, Wachteln, Tauben, Fasane, 
Rebhühner oder Laufvögel) hält, hat diese Tiere von wildlebenden Vögeln abzusondern. 
Die gehaltenen Vögel sind in geschlossenen Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung 
zu halten, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten 
Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegren-
zung bestehen muss. Alternativ kann die Haltung von Geflügel unter Netzen oder Gittern 
stattfinden, wenn die Netze oder Gitter zur Vermeidung des Kontaktes zu Wild- vögeln als 
Abdeckung eine Maschenweite von nicht mehr als 25 mm aufweisen. 
(Art. 25 Abs. 1 a) und Art. 40 VO (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 
Abs. 2 und § 13 Abs. 1 GeflPestSchV)

x x
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6.	 Eigenüberwachung: Tierhaltende Betriebe haben eine zusätzliche Überwachung im Betrieb 
durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel einmal am Tag auf Veränderungen zu prüfen 
sind (gesteigerte Todesrate, verringerte Beweglichkeit der Tiere, signifikanter Anstieg oder 
Rückgang der Produktionsdaten). Jede erkennbare Änderung ist dem Veterinäramt unver-
züglich telefonisch mitzuteilen. 
(Art. 25 Abs. 1 b) und Art. 40 VO (EU) 2020/687)

x x

7.	 Schadnagerbekämpfung: Tierhaltende Betriebe haben Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Insekten und Nagetieren sowie anderer Seuchenvektoren im Betrieb und um den Betrieb 
herum ordnungsgemäß anzuwenden und hierüber Aufzeichnungen zu führen. 
(Art. 25 Abs. 1 c) und Art. 40 VO (EU) 2020/687)

x x

8.	 Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben an allen Zufahrts- und Abfahrtswegen 
täglich Desinfektionsmaßnahmen durchzuführen. Hierzu sind die auf der Webseite des 
DVG unter https://www.desinfektion-dvg.de gelisteten Desinfektionsmittel für Stallungen 
zu verwenden. 
(Art. 25 Abs. 1 d) und Art. 40 VO (EU) 2020/687)

x x

9. Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben zum Schutz vor biologischen Gefahren 
sicherzustellen, dass jegliche Personen, die mit den gehaltenen Vögeln im Betrieb in Berüh-
rung kommen oder den Betrieb betreten oder verlassen, Hygienemaßnahmen beachten, 
insbesondere gelten folgende Maßnahmen:

10.	Die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels sind ge-
gen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren zu sichern.

x -

 - Die Ställe und sonstigen Standorte dürfen von betriebsfremden Personen nur mit be-
triebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden. Diese ist 
nach dem Verlassen abzulegen und bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei mind. 
60 °C zu waschen, Einwegschutzkleidung ist nach Gebrauch unschädlich in einer vor 
unbefugtem Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen.

x x

 - Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu 
reinigen und zu desinfizieren bzw. Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich 
unschädlich beseitigt wird.

x x

 - Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel sind die dazu eingesetzten Gerät-
schaften und der Verladeplatz zu reinigen und zu desinfizieren und nach jeder Ausstal-
lung sind die frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen 
und Gegenstände zu reinigen und zu desinfizieren.

x -

 - Betriebseigene Fahrzeuge sind abweichend von § 17 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung 
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befestigten Platz zu 
reinigen und zu desinfizieren.

x -

 - Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt 
und in mehreren Ställen oder von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, 
sind jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall bzw. bei Benutzung in mehreren 
Betrieben im abgebenden Betrieb vor der Abgabe zu reinigen und zu desinfizieren.

x -

 - Der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 
Geflügels sind nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, zu reinigen 
und zu desinfizieren.

x -

 - Eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum 
Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe ist vorzuhalten.

x -

 - Vor dem Betreten und nach dem Verlassen der Stallungen sind die Hände (mit Seife) zu 
reinigen und anschließend zu desinfizieren (Handdesinfektionsmittel),

 - Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und Stallkleidung einzuhalten.
 - Schuhe sind bei Betreten und Verlassen der Stallung zu reinigen und zu desinfizieren.

x x

Aufzeichnungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben eine vollständige Aufzeichnung über 
alle Personen zu führen, die den Betrieb besuchen, und dem Veterinäramt auf Anfrage zur 
Verfügung zu stellen. Das gilt nicht für Besucher, die bei einem geschlossenen System kei-
nen Zugang zu zur Tierhaltung hatten. 
(Art. 25 Abs. 1 f) und Abs. 2 und Art. 40 VO (EU) 2020/687)

x x

https://www.desinfektion-dvg.de/index.php?id=1789
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11.	Tierkörperbeseitigung: Tierhaltende Betriebe haben ganze Tierkörper und Teile von toten 
oder getöteten gehaltenen Vögeln als Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben der VO 
(EU) 1069/2009 bei folgendem beauftragten Entsorgungsunternehmen ordnungsgemäß zu 
beseitigen:
Firma Rendac Icker GmbH
Tel: 0800 / 7793333

x x

12.	Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbe-
stands freilassen. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 4 und § 27 Abs. 4 Nr. 3 GeflPestSchV)

x x

13.	Veranstaltungen: Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Ver-
anstaltungen ähnlicher Art ist verboten. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 6 und § 27 Abs. 4 Nr. 4 GeflPestSchV)

x x

14.	Transport: Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch 
von Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel und sonstige Materialien, 
die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, 
sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind 
unverzüglich nach jeder Beförderung nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde zu 
reinigen und zu desinfizieren. 
(Art. 71 VO (EU) 2016/429 i. V. m. § 21 Abs. 6 Nr. 7 und § 27 Abs. 4 Nr. 5 GeflPestSchV)

x x

Hinweise:

1.	 Anzeigepflicht: Jeder Verdacht der Erkrankung auf 
Geflügelpest ist dem Veterinäramt unverzüglich 
anzuzeigen. (§ 4 Tiergesundheitsgesetz)

2.	 Ausnahmegenehmigungen: Für bestimmte Maß-
nahmen kann die Veterinärbehörde Ausnahmen 
genehmigen. Das gilt z. B. für das Aufstallungsgebot 
bzw. die Absonderung und für das Verbringen von 
Geflügel, Legehennen, Eintagsküken, Schweinen, 
Bruteiern, Konsumeiern, frischem Geflügelfleisch 
oder Fleischerzeugnissen oder tierischen Neben-
produkten. 

3.	 Ordnungswidrigkeiten: Wer vorsätzlich oder fahr-
lässig den Vorschriften zur Bekämpfung der Geflü-
gelpest zuwiderhandelt, handelt ordnungswidrig. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
(§ 32 Abs. 1 Nr. 4 Tiergesundheitsgesetz)

Begründung:

Die Aviäre Influenza (von lat. avis, Vogel), umgangs-
sprachlich auch Vogelgrippe genannt, ist eine durch 
Viren ausgelöste Infektionskrankheit, die ihren na-
türlichen Reservoirwirt im wilden Wasservogel hat. 
Diese Viren treten in zwei Varianten (gering oder 
hochpathogen) und verschiedenen Subtypen (H1-16 
in Kombination mit N1-9) auf. Geringpathogene avi-
äre Influenzaviren (LPAIV) der Subtypen H5 und H7 
verursachen bei Hausgeflügel, insbesondere bei Enten 
und Gänsen, kaum oder nur milde Krankheitssymp-
tome. Allerdings können diese Viren spontan zu einer 
hochpathogenen Form (hochpathogene aviäre Influ-
enzaviren, HPAIV) mutieren, die sich dann klinisch als 
Geflügelpest zeigt.
Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend und 
verläuft mit schweren allgemeinen Krankheitszeichen. 

Bei Hühnern und Puten können innerhalb weniger 
Tage bis zu 100 % der Tiere erkranken und sterben. 
Enten und Gänse erkranken oftmals weniger schwer, 
die Krankheit führt bei diesen Tieren nicht immer zum 
Tod und kann bei milden Verläufen gänzlich überse-
hen werden. Das führt zu hohen Leiden und Schäden 
bei diesen Tieren. Die wirtschaftlichen Verluste sind 
ebenfalls entsprechend hoch.
Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit 
dem Kot sowie mit Schleim oder Flüssigkeit aus Schna-
bel und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken 
sich andere Tiere durch Einatmen oder Aufpicken von 
virushaltigem Material an. Auch Eier, die von infizierten 
Tieren gelegt werden, können virushaltig sein.
Infektionsquelle können ebenso kranke oder an Geflü-
gelpest verendete Tiere sowie deren Ausscheidungen, 
insbesondere der Kot sein. Bei Ausbruch der Geflügel-
pest hat der Gesetzgeber daher unverzügliche Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen festgelegt.
Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest 
(Hochpathogene Aviäre Influenza) ist im EU-Recht in 
der VO (EU) 2016/429 und VO (EU) 2020/687 geregelt. 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine bekämp-
fungspflichtige Seuche der Kategorie A nach Art. 5 
Abs. 1 iv) i. V. m. Art. 9 Abs. 1 a) VO (EU) 2016/429 i. V. 
m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. dem Anhang der VO 
(EU) 2018/1882. Somit gelten die vorgegebenen Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen. 
Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitglied-
staaten die Möglichkeit, zusätzlich zu den Seuchen-
bekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht 
nationale Maßnahmen festzulegen, sofern die natio-
nalen Maßnahmen diesem dem europäischem Recht 
genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung der 
Seuche erforderlich und verhältnismäßig ist. Die na-
tionale Geflügelpest-Verordnung (GeflPestSchV) gilt 
somit in allen Teilen weiter, sofern sie nicht geringere 
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Anforderungen als das europäische Recht stellt oder 
diesem widerspricht und die Maßnahmen erforderlich 
und verhältnismäßig sind.
Der aktuelle Ausbruch der hochpathogenen Aviären 
Influenza (Geflügelpest) am 17.10.2022 in der Stadt 
Münster ergibt sich aus folgenden Informationen:
Der betroffene Bestand meldete am 14.10.2022 ver­
mehrte Todesfälle bei Gänsen und Hühnern, diese 
wurden umgehend zur Untersuchung ins CVUA Müns­
ter verbracht. Im Rahmen der klinischen Untersuchung 
wurden im betroffenen Bestand vermehrt Tiere mit 
Atemnot und Lethargie festgestellt. Die labordiagnosti­
sche Untersuchung des Chemischen- und Veterinärun­
tersuchungsamt Münsterland-Emscher-Lippe ergab am 
15.10.2022 den Nachweis der hochpathogenen aviären 
Influenza mit dem Subtyp H5. Die amtliche Bestäti­
gung des Ausbruchs der hochpathogenen Geflügelpest 
erfolgt nach Art. 11 VO (EU) 2020/687 im nationalen 
Referenzlabor des FLI am 16.10.2022 mit dem Nachweis 
der hochpathogenen Virusvariante H5N1.  
Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festge­
stellt, so legt die zuständige Behörde eine Sperrzone 
ein, bestehend aus einer Schutzzone von mindestens 3 
km Radius um den Ausbruchsbetrieb und einer Über­
wachungszone von mindestens 10 km Radius um den 
Ausbruchsbetrieb.
Die kleinere Schutzzone ist ein Teilgebiet der größe­
ren Überwachungszone und entspricht dem früheren 
Sperrbezirk nach nationalem Recht. Die Sperrzone 
enthält teilweise weitergehende Maßnahmen als die 
Überwachungszone. Nach Aufhebung der Schutzzone 
gelten die Maßnahmen der Überwachungszone wei­
ter. Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 2016/429 i. V. 
m. Art. 21 Abs. 1 a) i. V. m. Anhang V und Anhang X der 
VO (EU) 2020/687. 
Die Überwachungszone entspricht dem früheren 
Beobachtungsgebiet nach nationalem Recht und kann 
frühestens nach 30 Tagen aufgehoben werden kann. 
Das ergibt sich aus Art. 60 b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. 
Art. 39 Abs. 1 i. V. m. Anhang V und Anhang XI der VO 
(EU) 2020/687. Beide Zonen bleiben bestehen, bis die 
jeweilige Festsetzung wieder aufgehoben wird.
Bei der Festlegung der sowohl der Schutzzone als auch 
der Überwachungszone habe ich das Seuchenprofil, 
die geografische Lage, ökologische und hydrologische 
Faktoren, Witterungsverhältnisse, Vektoren, die Ergeb­
nisse durchgeführter epidemiologischer Untersuchun­
gen, Ergebnisse von Labortests, Seuchenbekämpfungs­
maßnahmen und sonstige relevante epidemiologische 
Faktoren berücksichtigt, soweit bekannt (Art. 64 Abs. 
1 VO (EU) 2016/429), Strukturen des Handels und der 
örtlichen Geflügelhaltungen, das Vorhandensein von 
Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und Über­
wachungsmöglichkeiten und das Vorhandensein von 
Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 
oder 2, soweit bekannt berücksichtigt. 
Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influen­
za (Geflügelpest) als Seuche der Kategorie A hat die 
Veterinärbehörde entsprechend den angegebenen 

Rechtsgrundlagen unverzüglich verschiedene Seu-
chenbekämpfungsmaßnahmen in der Sperrzone an­
zuordnen. Die Verbreitung der Geflügelpest auf andere 
Bestände erfolgt insbesondere durch den Handel mit 
diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen Produkten. 
Eine Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. 
durch kontaminierte (verunreinigte) Fahrzeuge, Perso­
nen, Geräte, Verpackungsmaterial, Kontakt zu Wildvö­
geln usw. Um einer Virusverschleppung aus infizierten 
Beständen vorzubeugen, darf das Betreuungspersonal 
den Stall nur nach Schuh- und Kleidungswechsel sowie 
gründlicher Reinigung und Desinfektion verlassen. Alle 
Materialien und Geräte, die im Stallbereich verwendet 
werden, müssen gründlich gereinigt und fachgerecht 
desinfiziert werden.
Bei jeder einzelnen der getroffenen Seuchenbekämp­
fungsmaßnahme bin ich zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Maßnahme geeignet, erforderlich und ange­
messen und damit verhältnismäßig ist, um die Geflü­
gelpest zu bekämpfen. 
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG 
kann als Zeitpunkt der Bekanntgabe und damit des 
Inkrafttretens einer Allgemeinverfügung der Tag, der 
auf die Bekanntmachung folgt, festgelegt werden. Von 
dieser Möglichkeit habe ich zur Verhütung der Weiter­
verbreitung der Geflügelpest Gebrauch gemacht. 

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung:

Nach § 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter 
Anordnungen keine aufschiebende Wirkung. Nach § 
80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung 
für sonstige Anordnungen im besonderen öffentlichen 
Interesse angeordnet werden. Diese Voraussetzung 
liegt hier vor, da die Ausbreitung der Geflügelpest und 
somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch 
wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden 
muss. Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse 
daran, dass die Festlegungen der Schutz- und Überwa­
chungszone und die damit einhergehenden notwendi­
gen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen schnellstmög­
lich wirksam und durchsetzbar werden. 
Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch 
Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung, würde 
die Verbreitung der Geflügelpest begünstigt oder 
könnte eine bereits stattgefundene Verschleppung 
erst verspätet erkannt werden. Dadurch würden den 
betroffenen empfänglichen Tieren erhebliche, letztlich 
vermeidbare Leiden und Schäden sowie den Halterin­
nen und Haltern erhebliche wirtschaftliche Schäden 
zugefügt werden.
Im Interesse einer effektiven Tierseuchenbekämpfung 
überwiegt das besondere öffentliche Interesse daran, 
dass auch während eines Rechtsmittelverfahrens die 
erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen 
durchgeführt werden können. Die Maßnahmen dienen 
dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der 
Weiterverbreitung der Seuche und der damit verbun­
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dene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschät­
zen als persönliche Interessen an der aufschiebenden 
Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungs­
gericht Münster (Postanschrift: Postfach 8048, 48043 
Münster, Hausanschrift: Piusallee 38, 48147 Münster) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle Klage erheben.
Die Klage können Sie auch elektronisch und mit qua­
lifizierter elektronischer Signatur über das Elektroni­
sche Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) beim 
Verwaltungsgericht Münster einreichen. Die Anforde­
rungen an den elektronischen Rechtsverkehr sind in 
der Verordnung über den elektronischen Schriftver­
kehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzge­
richten im Lande Nordrhein-Westfalen vom 07.11.2012 
in der aktuellen Fassung geregelt.

Münster, den 17. Oktober 2022
Der Oberbürgermeister
I.V.
Cornelia Wilkens 
Stadträtin

Rechtsgrundlagen:

•	 Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen und zur 
Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im 
Bereich der Tiergesundheit (VO (EU) 2016/429)

•	 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 über die 
Anwendung bestimmter Bestimmungen zur Seu­
chenprävention und -bekämpfung auf Kategorien 
gelisteter Seuchen und zur Erstellung einer Liste 
von Arten und Artengruppen, die ein erhebliches 
Risiko für die Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen 
darstellen (VO (EU) 2018/1882)

•	 Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 zur Ergän­
zung der VO (EU) 2016/429 hinsichtlich Vorschriften 
für die Prävention und Bekämpfung bestimmter 
gelisteter Seuchen (VO (EU) 2020/687)

•	 Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung - GeflPestSchV) 

•	 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
•	 Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 mit Hygienevor­

schriften für nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Ver­
ordnung über tierische Nebenprodukte)

•	 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)
•	 Verordnung zum Schutz gegen die Verschleppung 

von Tierseuchen im Viehverkehr (Viehverkehrsver­
ordnung)

in der jeweils gültigen Fassung

Allgemeinverfügung Nr. 2

Anordnung der Aufstallung von Geflügel 
zum Schutz gegen die Geflügelpest 

Zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschlep­
pung der Geflügelpest durch Wildvögel ordne ich 
Folgendes an:
Sämtliches in der Stadt Münster gehaltenes Geflügel 
(Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, 
Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse) ist ab sofort 
ausschließlich

1.	 in geschlossenen Ställen oder 
2.	 unter einer Vorrichtung, die aus einer überste­

henden, nach oben gegen Einträge gesicherten 
dichten Abdeckung bestehen und mit einer ge­
gen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten 
Seitenbegrenzung versehen sein muss (Schutz­
vorrichtung),

zu halten.
Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahme ordne ich 
im öffentlichen Interesse an.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft und gilt so lange, bis ich sie 
wieder aufhebe.

Begründung:

Diese Verfügung basiert auf Artikel 70 Abs. 2 in Ver­
bindung mit Art. 55 Abs. 1 d) der Verordnung (EU) 
2016/429 sowie § 13 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung 
und einer Risikobewertung nach Maßgabe des § 13 
Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung. 
Gemäß Artikel 70 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Art. 
55 Abs. 1 d) der Verordnung (EU) 2016/429 ergreift 
die zuständige Behörde bei Verdacht des Auftretens 
von u. a. hoch pathogener aviärer Influenza (Geflügel­
pest- AI) bei Wildvögeln die erforderlichen Seuchen­
präventions- und -bekämpfungsmaßnehmen, um 
eine Ausbreitung des Virus auf gehaltene Vögel und 
Geflügel zu verhindern. Als eine Seuchenpräventions­
maßnahme ist gemäß Art. 55 Abs. 1 d) der Verordnung 
(EU) 2016/429 die Isolierung von gehaltenen Tieren der 
für die Geflügelpest empfänglichen Arten anzuordnen, 
wenn dadurch der Kontakt zwischen Wildvögeln und 
gehaltenen Vögeln und Geflügel und damit eine Aus­
breitung in den Haustierbestand vermieden wird.
Als einzig wirksame „Isolierungsmaßnahme“ im Sinne 
des. Art. 55 Abs. 1 d der Verordnung (EU) 2016/429 ist 
die Anordnung der Aufstallung von gehaltenen Vögeln 
und Geflügel gemäß § 13 Abs. 1 S. 1 der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Ver­
ordnung) anzusehen. § 13 Abs. 1. S. 1 Geflügelpestver­
ordnung konkretisiert dahingehend die Seuchenprä­
ventionsmaßnahme „Isolierung“ mit dem Ziel, Kontakt 
von Wildvögeln zu gehaltenen Vögeln und Geflügel zu 
verhindern. 
Grundlage zur Anordnung der Aufstallung gem. § 13 
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Abs. 1 Satz 1 Geflügelpestverordnung ist die Durchfüh­
rung einer Risikobeurteilung, in der u. a. die örtlichen 
Gegebenheiten, das sonstige Vorkommen oder Verhal­
ten von Wildvögeln, die Geflügeldichte, der Verdacht 
oder Ausbruch auf Geflügelpest im eigenen oder an­
grenzenden Kreis, weitere Tatsachen zur Abschätzung 
der Gefährdungslage sowie die Risikobewertung des 
Friedrich-Loeffler-Instituts berücksichtigt werden 
sollen. 
Der Risikobewertung der Stadt Münster wurde dabei 
zugrunde gelegt, dass diese Wildvogeldurchzugsge­
biet für wildlebende Watt- und Wasservögel ist und 
dass in der Stadt Münster Flüsse und Feuchtgebiete 
vorhanden sind. Außerdem wurde am 17.10.2022 der 
Ausbruch der hochpathogenen aviären Influenza in 
einem Geflügelbestand in der Stadt Münster amtlich 
festgestellt.  
Bei der hochpathogenen aviären Influenza handelt es 
sich um eine hochansteckende, anzeigepflichtige Virus­
erkrankung beim Geflügel, deren Ausbruch immense 
wirtschaftliche Folgen für alle Geflügelhalter, Schlacht­
stätten und verarbeitende Industrien haben kann. 
Infektionen des Menschen mit diesen H5 Viren wur­
den bislang nicht bekannt, dennoch kann eine Emp­
fänglichkeit des Menschen gegenwärtig nicht völlig 
ausgeschlossen werden.
Bereits zum jetzigen Zeitpunkt muss aufgrund der 
Feststellungen in der Stadt Münster mit weiteren 
Ausbrüchen gerechnet werden. Aufgrund der hoch­
infektiösen Viruserkrankung und der bereits amtlich 
festgestellten Ausbrüche im In- und Ausland, kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass der Erreger der Avi­
ären Influenza bereits in andere Bestände verschleppt 
bzw. aus anderen Beständen eingeschleppt wurde. 
Weiterhin wurden im Zeitraum seit dem 06.01.2022 
bis zum 08.07.2022 934 mit H5-infizierte Wildvögel so­
wie 31 Ausbrüche bei gehaltenem Geflügel und Vögeln 
gemeldet, so dass auch von einer Übertragungsmög­
lichkeit durch die Wildvogelpopulation ausgegangen 
werden muss. 
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 Ver­
waltungsverfahrensgesetz kann als Zeitpunkt der 
Bekanntgabe und damit des Inkrafttretens einer Allge­
meinverfügung der Tag, der auf die Bekanntmachung 
folgt, festgelegt werden. 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung:

Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsge­
richtsordnung wurde die sofortige Vollziehung der 
Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese Allge­
meinverfügung hätte in diesem Fall keine aufschieben­
de Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse ist 
hier gegeben, weil durch die Ausbreitung der aviären 
Influenza unter anderem die Gefahr von gesundheitli­
chen wie auch von wirtschaftlichen Folgen erheblich 
wäre und deshalb sofort zu unterbinden war. 
Der Schutz hoher Rechtsgüter erfordert ein Zurück­
stehen der Individualinteressen etwaiger Geflügelhal­

ter am Eintritt der aufschiebenden Wirkung infolge 
eines eingelegten Rechtsbehelfs. Das öffentliche 
Interesse an umgehenden Bekämpfungsmaßnahmen 
zum Schutz gegen eine Weiterverbreitung der Seuche 
überwiegt.
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungs­
gericht Münster (Postanschrift: Postfach 8048, 48043 
Münster, Hausanschrift: Piusallee 38, 48147 Münster) 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle Klage erheben.
Die Klage können Sie auch elektronisch und mit qua­
lifizierter elektronischer Signatur über das Elektroni­
sche Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) beim 
Verwaltungsgericht Münster einreichen. Die Anforde­
rungen an den elektronischen Rechtsverkehr sind in 
der Verordnung über den elektronischen Schriftver­
kehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzge­
richten im Lande Nordrhein-Westfalen vom 07.11.2012 
in der aktuellen Fassung geregelt.
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht Münster 
die aufschiebende Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 Verwal­
tungsgerichtsordnung ganz oder teilweise wiederher­
stellen.
Hinweise:

Gemäß § 13 Abs. 3 der Geflügelpest-Verordnung kann 
ich in Einzelfällen Ausnahmen von der Aufstallungsan­
ordnung genehmigen.
Hinweise zu Ordnungswidrigkeiten:

Gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 4 des Tiergesundheitsgesetzes 
handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. 
Ordnungswidrigkeiten können mit einem der Schwere 
der Zuwiderhandlung angemessenen Bußgeld bis zu 
30.000 Euro geahndet werden.

Münster, den 17. Oktober 2022
Der Oberbürgermeister
I.V.
Cornelia Wilkens 
Stadträtin

Rechtsgrundlagen:

 - Tiergesundheitsgesetz (TierGesG)
 - Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen und zur 

Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im 
Bereich der Tiergesundheit (Verordnung (EU) Nr. 
2016/429)

 - Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung)

 - Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
 - Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)

in der jeweils geltenden Fassung.
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Offenlegung der Abmarkung von Grund-
stücksgrenzen

Übersichtsplan Nr. 5 

Im Rahmen einer Teilungsvermessung der Flurstücke 
Gemarkung Roxel, Flur 30, Flurstück 108 wurden die 
Grenzen folgender Flurstücke teilweise neu abge­
markt:

Gemarkung:	 Roxel			   Roxel
Flur:		  30			   29
Flurstück:	 64, 135			  30
Lage:		  Bredeheide		  Stodtbrockweg
Eigentümer:	 Die Anlieger		  Die Anlieger

Die im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Eigen­
tümer (Die Anlieger) konnten nicht formgerecht an der 
Vermessung beteiligt werden. Der betroffene Bereich 
ist in dem Übersichtsplan dargestellt. 
Der Übersichtsplan ist Bestandteil dieser Bekannt­
machung.
Gem. § 21, Abs. 5 und § 13, Abs. 5 des Gesetzes über 
die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster 
(Vermessungs- und Katastergesetz – VermKatG NRW) 
vom 1.3.2005 (GV NRW 2005S. 174) wird die Abmar­
kung von Grundstücksgrenzen daher durch Offenle­
gung bekannt gegeben. 
Die am 21.9.2022 geführte Grenzniederschrift inklusi­
ve Skizze liegt ab dem 24.10.2022 bis zum 21.11.2022 

während der Dienststunden (montags bis mittwochs 
von 8 Uhr bis 16 Uhr, Donnerstag von 8 Uhr bis 18 Uhr 
und freitags von 8 Uhr bis 13 Uhr) bei der 
Stadt Münster, Kundenzentrum Planen und Bauen, 
Stadthaus 3, Albersloher Weg 33, 48155 Münster 
öffentlich zur Einsicht aus.
Belehrung über den Rechtsbehelf gegen die Abmar­
kung:
Gegen die Abmarkung kann innerhalb eines Monats 
nach Ablauf der Offenlegungsfrist Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 48147 
Münster, Piusallee 38, oder Postfach 8048, 48043 
Münster schriftlich einzureichen oder zur Nieder­
schrift des Urkundsbeamten/der Urkundsbeamtin in 
der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts Münster 
zu erklären. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß­
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts­
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz­
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/
FG – (SGV.NRW.320) in der jeweils geltenden Fassung 
eingereicht werden. Das elektronische Dokument 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 
2001 (BGBl. 1 S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle des 
Gerichts übermittelt werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen der Klage 
und allen Schriftsätzen vorbehaltlich des § 55a Abs. 2 
Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden (§ 81 VwGO). 
Falls die Frist zur Erhebung von Einwendungen gegen 
das Ergebnis der Grenzermittlung oder die Frist zur 
Klageerhebung gegen die Abmarkung durch das Ver­
schulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen 
zugerechnet werden. 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu be­
achten. Die besonderen technischen Voraussetzungen 
sind unter www.egvp.de aufgeführt. 

Münster, den 21. September 2022
Der Oberbürgermeister
i.A.
Jochen Marienfeld 
Ltd. Städt. Vermessungsdirektor 
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Benachrichtigung über öffentliche Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Die nachfolgend aufgeführten Schriftstücke der Stadt 
Münster werden durch eine öffentliche Bekanntma­
chung zugestellt.
Bitte beachten Sie:
1.	 Mit dieser Benachrichtigung über eine öffentliche 

Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

2.	 Das Schriftstück gilt als öffentlich zugestellt, wenn 
seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benach­
richtigung zwei Wochen verstrichen sind.

3.	 Das Schriftstück kann eine Ladung zu einem Termin 
enthalten. Das Versäumen dieses Termins kann 
Rechtsnachteile zur Folge haben.

Sie oder ein/e von Ihnen dazu Bevollmächtigte/r 
können einen Ausdruck des Schriftstücks bis zum 
4.11.2022  bei der Stadt Münster abholen beim Amt 
für Kommunikation, Stadthaus 1, 9. Etage, Zimmer 
9.036, Eingang Heinrich-Brüning-Straße

Bitte vereinbaren Sie einen Termin unter:
Tel. 0251/492-1303

Ausweisdokumente:

Bitte bringen Sie unbedingt ein Ausweisdokument 
mit, wenn Sie den Ausdruck des Schriftstücks abholen. 
Sofern Sie als Bevollmächtigte/r erscheinen, benöti­
gen Sie Ihr eigenes Ausweisdokument; den Nachweis 
der Bevollmächtigung und ein Ausweisdokument des 
Zustelladressaten.
Ausweisdokumente deutsche Mitbürger/-innen: Perso­
nalausweis, Reisepass 
Ausweisdokumente ausländische Mitbürger/-innen: 
Nationalpass, internationaler Reiseausweis, Ausweiser­
satz
Ein Führerschein reicht nicht.

Name und letzte bekannte Anschrift des 
Zustellungsadressaten

Datum des 
Schriftstücks

Aktenzeichen des 
Schriftstücks

Art des 
Schriftstücks *
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Name und letzte bekannte Anschrift des 
Zustellungsadressaten

Datum des 
Schriftstücks

Aktenzeichen des 
Schriftstücks

Art des 
Schriftstücks *

  

  

   

  

  

   

  

 

  

   

 
* �Enthält das Schriftstück eine Ladung zu einem Termin, kann das Versäumen dieses Termins Rechtsnachteile  

zur Folge haben
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